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Chronique générale

Politique sociale

Groupes sociaux

Politique d'asile

Nach Überweisung der Motion 22.3392 der SPK-NR in der Wintersession 2022, die den
Bundesrat damit beauftragte, den Zugang zur beruflichen Ausbildung für abgewiesene
Asylsuchende und Sans-Papiers zu erleichtern, schickte der Bundesrat im Juni 2023
nach Prüfung verschiedener Varianten eine entsprechende Änderung der Verordnung
über Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstätigkeit (VZAE) in die Vernehmlassung. Darin
beantragte er, dass betroffene Personen zum Zweck der beruflichen Grundbildung eine
Aufenthaltsbewilligung mittels Härtefallgesuch erhalten können, wenn sie mindestens
zwei Jahre ununterbrochen die obligatorische Schule in der Schweiz besucht haben.
Die bestehende Verordnung ermöglicht es erst nach mindestens fünf Jahren
ununterbrochenen Besuchs der obligatorischen Schule in der Schweiz, ein
Härtefallgesuch zu stellen, damit eine berufliche Grundbildung absolviert werden kann.
Zudem möchte der Bundesrat mit der vorgesehenen Verordnungsänderung die Frist für
die Einreichung eines entsprechenden Härtefallgesuchs nach Absolvierung der
obligatorischen Schule von einem Jahr auf zwei Jahre ausdehnen. Die geltenden
Kriterien für die Integration sowie zur Erteilung einer Härtefallbewilligung sollen
allesamt beibehalten werden. 

In seinem Bericht nahm der Bundesrat ebenfalls Stellung zu einer Motion Markwalder
(fdp, BE; Mo. 20.3322), die vom Ständerat und dessen vorberatender Kommission zuvor
aus formalen Gründen abgelehnt worden war, da eine Erfüllung des Anliegens im
Rahmen der Umsetzung der erwähnten Motion der SPK-NR in Aussicht gestellt worden
war. Die Erfüllung des Anliegens, das erreichen möchte, dass Asylsuchende nach
abgelehntem Asylentscheid ihre Lehre in der Schweiz beenden dürfen, werde mit der
Änderung einer Weisung des SEM in die Wege geleitet, so der Bundesrat. Demgemäss
werde das SEM in Zukunft die Ausreisefrist von Personen, die bereits einen Lehrvertrag
besassen, bevor ihr Asylgesuch abgelehnt wurde, bis nach Beendigung der beruflichen
Grundbildung ausdehnen. 1
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1) Erläuternder Bericht BR vom 21.6.23; Medienmitteilung BR, EJPD, SEM vom 21.6.23
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